
die Saargrubenverwaltung einen Steiger aus Spiesen entlassen. Der Betroffene
erhob Klage gegen das Reich, der das Landgericht Bonn stattgab. Die Garantien
waren zu dieser Zeit wohl nur noch wenig mehr als ein Stück Papier, da die
Reichsressorts Maßnahmen gegen die am Urteil gegen das Reich beteiligten
Richter erwogen 13 .

Die bisherige Betrachtung der Garantieerklärungen nach dem 29. 2. 1936 stützt
sich vornehmlich auf Ereignisse im Reich. Nur in einzelnen Fällen läßt sich er¬
kennen, daß auch gegen durch die Garantien geschützte Saaremigranten diskrimi¬
nierende Maßnahmen ergriffen wurden. Die Renten zweier Emigranten wurden
1938 gesperrt, da das Reichsarbeitsministerium ihnen staatsfeindliche Betätigung
im Ausland vorwarf. Politisches Wohlverhalten nach der Emigration wurde so
zum Maßstab für die Gewährung eines Rechtes, die das Reich durch ein Ab¬
kommen anerkannt hatte. Die Vorwürfe bezogen sich in einem Fall auf Äuße¬
rungen des Betroffenen in Briefen an seine saarländischen Verwandten, im ande¬
ren auf das „noch andauernde Interesse an den Kommunisten in Spanien und
Frankreich“ 14 . Auch hier hatte sich die Einstellung zu den Garantien merklich
verändert, da noch 1937 das Auswärtige Amt Bedenken gehabt hatte, die
Pensionsbezüge eines Saaremigranten zu sperren 15 .

Nach der Besetzung europäischer Länder durch deutsche Truppen kamen die
Saaremigranten in den Machtbereich ihrer politischen Gegner. Erst zu dieser
Zeit fielen auf deutscher Seite die letzten Hemmungen in der Mißachtung der
Garantien 16 .

3. Die Lage der katholischen Kirche im Saarland nach der Rückgliederung

Nach der Abstimmung vom 13. Januar 1935 fehlte es nicht an kirchlichen
Stimmen, die die Zukunft der Saarkatholiken pessimistisch sahen 1 . Sie traten nur
deshalb nicht stärker hervor, weil sie von Partei und Staat behindert wurden2

der NSDAP v. 27.5.38 an die Saargrubenverwaltung, Sehr. d. Saargruben-AG v.
18.6.38 an den Sonderbeauftragten des RFM für die Saargruben: GehStA, P 134/
10221 .

13 Sehr, des RJustM v. 25.2.38 an den PropMin u. Verm. der Reichskanzlei v. 1.3.38:
BA R 43II/1401a.

14 Sehr, des Reichsarbeitsministers v. 11.11.38 an das AA u. Stellungnahmen des RMdl
v. 24.3. u. 1.6.38: BA R 2/5867.

15 Sehr, des RMdl v. 19.3.37 an das AA und dessen Antwort v. 7.7.37: AA... betr.
Rückgliederung adh. I Durchführung des röm. Abkommens, Bd. 2.

18 Für das Schicksal von Saaremigranten nach 1939 vgl. Kunkel, SPD-Saar, S. 29f.
1 Siehe Sehr, des Speyrer Bischofs v. 4.2.35 an den Trierer Bischof: BistumsA Trier,
Abt. 59 Nr. 48.

2 Bemerkenswert ist, daß der „Trierische Volksfreund“ v. 1.3.35 eine sehr wichtige Pas¬
sage aus dem bischöflichen Begrüßungswort zur Rückgliederung fortließ. Sie lautete:
„Ich weiß, daß es tieftreue Diözesanen unter euch gibt, deren Herz dem Abstim¬
mungstag deshalb mit einer gewissen Sorge entgegenschlug, weil sie manches im
Vaterlande beobachteten, das im Umbruch der Zeit einer gläubigen Seele weh tun
kann und muß.“ Auf Anfrage des Generalvikariats v. 12.3.35 teilte die Schriftleitung
der Zeitung am 13.3. mit, „daß amtliche Anweisungen vorliegen, die die Zeitungen
bei Abdruck von Kundgebungen zu äußerster Zurückhaltung anhalten. Aus diesem
Grunde hielten wir es für richtig, den fraglichen Satz aus der bischöflichen Kund¬
gebung zu entfernen und den Abdruck ausdrücklich als Auszug zu kennzeichnen“.
(BistA Trier, Abt. 59 Nr. 51).

189


